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Die amtliche Veröffentlichung des Tabagkſteuer-
entwurfs ſoll nach offizieller Mitteilung der „Bad. Corr.“
unmittelbar bevorſtehen. Der Berliner „Volkszeiiung“ zu
folge ſollen nach der Tabakſteuerlage für Zigarren 40, für
e e 100, für Rauch-, Kau- und Schnupftabak 120

ozent vom Werte erhoben werden

Gegen die Tabakfabrikatſtener läßt ſich nun auch
die „Kreuzztg.“ in einem zuſammenfaſſenden Artikel ver-
nehmen, in welchem ſie die Erwartung ausſpricht, daß der
Reichstag ſeine Zuſtimmung zur geplanten Tabakfabrikat-
ſteuer verſagen werde. Dieſelbe beſteuere geradezu die Ar-
beit ſelbſt und müſſe faſt ausſchließlich von den ärmeren
und mittleren Klaſſen aufgebracht werden. Es werde ferner-
z unmöglich ſein, die Hauptkonſum- Zigarren aus über
eeiſchem Tabak herzuſtellen. Damit würden aber diejenigen

Fabrikdiſtrikte, die bisher vorzugsweiſe die billigen Zigarren
aus überſeeiſchen Tabaken herſtellten, ihre Fabrikation in
dem bisherigen Umfange nicht fortſetzen können und die
hochentwickelte Zigarreninduſtrie in Weſtfalen würde ver-
nichtet ſein. Man könne nur mit Schrecken an die ver
heerenden Wirkungen der durch die Fabrikatſteuer bedingten
Arbeitsloſigkeit denken. Die „Kreuzztg.“ iſt trotzdem aller
dings noch nicht zu der Einſicht gelangt, daß auch andere
Konſumſteuern in ähnlicher Weiſe ſchädlich wirken. Viel-
mehr tritt ſie für eine höhere Bierſteuer ein und will ſelbſt
die von ihr jetzt verpönte Tabakfabrikatſteuer für Zeiten be
ſonderer Finanznot aufbewahrt wiſſen. Die am nächſten
liegende Einnahmevermehrung aus der Beſeitigung der Liebes-
aben für die Branntweinbrenner erwähnt natürlich das
unkerblatt mit keiner Zeile. Die ablehnende Haltung

des Kreuzzeitungsredakteurs erklärt ſich aus wahltaktiſchen
Gründen. Hr. v. Hammerſtein kandidiert nämlich in dem
Kreiſe Herford-Halle für den preußiſchen Landtag und da
hier die Tabakinduſtrie ziemlich ſtark vertreten, ſo iſt die
Zalnng dieſes Kreuzritters ziemlich verſtändlich. Nach der

ahl wird das ſchon anders werden.
Zur Tabakfabrikatſteuer hat auch der Gewerkverein

der Zigarren- und Tabakarbeiter in dem Prokokoll
ſeiner letzten Generalratsſitzung zur Kundgebung gegen die
beabſichtigte Steuererhöhung u. a. angeführt: „Jm Jahre
1879 verſuchten die Fabrikanten infolge der Neuerhöhung
ihre Ware für den alten Preis zu liefern, nicht zum wenigſten
Teil auf Koſten der Arbeiter, da die Löhne bedeutend ge-
kürzt wurden, und durch ſchlechte Fabrikation. Eine Ar-
beitsloſigkeit trat ein, wie ſie ſelten vorher ſtattgefunden hat.
Von den überzählig gewordenen Arbeitern konnten damals,
weil in Amerika die Geſchäfte flott gingen, Hunderte Be-
ſchäftigung finden diejenigen, welche Reiſegeld hatten, grün-
deten ſich jenſeits des Ozeans eine neue Heimat. Den
Druck, den die Herabſetzung der Löhne damals verurſachte,
empfinden die Arbeiter heute noch. Jetzt liegt das Geſchäft
aber ſo, daß an eine weitere Herabdrückung der Löhne nicht
gedacht werden kann es wird eine Preisſteigerung der Ware

40) Das Diamantange.
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„Verdammt ſei dieſer ſtolze Engländer!“ murmelte Ser-
ville. „Welche Rolle läßt er mich ſpielen. Jch beginne
in alledem ſchreckliche Vorkommniſſe zu erblicken und wenn
ich die Beweiſe erlangen würde Er erhält mich in der Er
wartung und ich bin gezwungen, zu gehorchen. Daß ihn
die Hölle verſchlinge!“

Lord Arthur und Georges kehrten im raſchen Galopp nach
Z. zurück. „Georges!“ ſagte der Lord zu ſeinem Vertrauten:
„Hier gilt kein Zögern! Was wir thun wollen, muß noch
heute geſchehen. Ich brauche Jhren thatkräftigen und ſcharfen
Verſtand. Es handelt ſich darum, noch vor Leopold von
Harcourt ſich des Gegenſtandes zu bemächtigen, welcher mir
ehört und der, wie ich vermute, noch im Leuchtturm iſt.
s muß ſein, hören Sie „Es wird geſchehen, Mylord!

Da unſer ſchöner Offizier nicht vor heute abend, wenn die
Flut beginnt, den Hafen von Plouhavel verlaſſen kann, wer-
den wir ſchneller ſein als er. Aber ich darf für einige un
erwartete Zwiſchenfälle nicht verantwortlich gemacht werden
Mylord lachte eigentümlich.

Kehren wir nun zu Leopold von Harcourt zurück, den wir
in ſeiner Barke in dem Augenblicke, wo er zu Phareneuf
landen wollte, zurückgelaſſen haben. Jean Cante r den
Ruderern befohlen, ihre Ruder hoch zu heben und fuhr fort,
ſeine Glocke zu läuten. Das Signal ſchien jedoch von den
Leuten im Leuchtturm nicht bemerkt zu werden, denn im
Jnnern desſelben rührte ſich nichts. Schließlich zog das
unaufhörliche Getöſe der Glocke die Aufmerkſamkeit auf ſich.
Auf einer Art Balkon unterhalb der Laterne zeigte ſich
jemand, der einen erſtaunten Blick um ſich warf. Das Boot
war von der ungeheuren Höhe herunter nicht ſichtbar. Eine
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ſtattfinden und dadurch ein großer Rückgang des Konſums
herbeigeführt werden. Was ſoll nun aus der großen An
zahl Arbeitsloſer werden, unter denen ſich viele befinden,
welche eine andere Beſchäftigung ihres körperlichen Zuſtandes
wegen nicht verrichten können? Aber auch ſolche Arbeiter,
welche befähigt ſind, in andere Branchen einzutreten, werden
keine Beſchäftigung finden, denn der Geſchäftsgang iſt heute
ein ſolcher, daß jeder Beruf ſelbſt eine große Anzahl von
Arbeitsloſen hat.“

Wie der Eiſenbahnfiskus „ſpart“. Aus Pots-
dam wird uns geſchrieben: Für Nowawes- Neuendorf
an der Berlin Potsdamer Eiſenbahn ſoll demnächſt ein
Güterbahnhof, der für die induſtriereichen Orte ſchon
lange ein Bedürfnis iſt, errichtet werden und zwar auf der
Neuendorfer Seite. Dort liegt, dicht neben dem Eiſenbahn
übergang, welcher daſelbſt ſeit Einführung des Vorortsver
kehrs durch eine bedeutende Erdanſchüttung hergeſtellt wurde,
ein ſog. toter Winkel, welcher bisher der Eiſenbahn-
verwaltung gehörte. Vor einiger Zeit verkaufte
dieſelbe indeſſen das Terrain an einen in Neuendorf wohnen-
den Rentier, welcher jetzt aber mit dem Bau von ſechs
Wohnhäuſern dortſelbſt beginnen wollte. Dieſen toten Winkel
hat jetzt, zum Zwecke der Anlage eines Güterbahnhofes, die
Eiſenbahnverwaltung mit ca. 12000 Mark Auf-
ſchlag zurückgekauft. Weitere Terrainankäufe werden
wahrſcheinlich erfolgen, da es notwendig ſein wird, um in
den zukünftigen Güterbahnhof eine bequeme Einfahrt zu be
kommen, auch noch mehrere Gehöfte, u. a. auch ein Tanz-
lokal, anzukaufen.

Wie die Poſtverwaltung ſpart. Das „Echo der
Gegenwart“ berichtet folgendes bezeichnende Vorkommnis aus
dem Kreiſe Montjoin: „Jn der erſten Hälfte des Monats
Auguſt meldete der fahrende Brieſträger, daß ſein Wagen
einer größeren Reparatur bedürfe. Jn der zweiten Hälfte
desſelben Monats fragte die Poſtbehörde zurück, ob das
Gefährt nicht noch bis zum 5. September halten würde, an
welchem Tage ein Reſervewagen frei werde. Am H. Sep-
tember brach der Wagen, der bis dahin den täglichen Dienſt
ausgehalten hatte, zuſammen. Seit der Zeit wird die Per-
ſonen- und Packetbeförderung mittels eines Miſtwagens be
ſorgt.“Serartige Meldungen bedürfen keines Kommentars. Sie

ſprechen für ſich ſelbſt eine zu deutliche Sprache.

Einige nationalliberale Militärſchwärmer können
es nicht unterlaſſen, ſich zum erſten Oktober leitartikelhafter-
weiſe zu begeiſtern, weil an dieſem Tage das neue Militär
geſetz in Kraft tritt, obwohl bekanntlich noch keiner von den
50 Millionen Deutſchen, ja nicht ein einziger nationallibe-
rciler Abgeordneter weiß, wie für das Geſetz die Koſten-
rechnung beglichen werden ſoll. Einer dieſer ſchönen Be
geiſterungs- Artikel ſchließt mit den erhebenden Worten „Wir
haben jetzt das Möglichſte gethan, unſer Vaterland gegen
alle Wechſelfälle zu ſchützen und können mit dem Bewußtſein
patriotiſcher und thatkräftiger Pflichterfüllung der Zukunft

widerte man: „Legen Sie Jhr Boot an. Jch kommeherunter.“ und
die Plattform.

Man lenkte zur Treppe hin und befeſtigte das Boot an
einem Metallring. „Meiner Treu! Herr Leutnant“, ſagte
Jean Cante; „wenn ich nicht dageweſen wäre, ſo hätten Sie
zurückkehren müſſen, woher Sie gekommen ſind. Vater
Bidouret iſt unerbittlich in bezug auf das Reglement und
verweigert, wenn nicht die äußerſte Notwendigkeit vorhanden
iſt, den Eintritt in den Leuchtturm bei Nachtzeit.

Man wartete ruhig darauf, daß die feſte Thür ſich in
ihren Angeln drehen ſollte. Obgleich die Wellen ſich in
regelmäßigen Zwiſchenräumen an den Felſen brachen, glaubte
man mehr als einmal inmitten des Meeresbrauſens das
Flüſtern menſchlicher Stimmen zu unterſcheiden, aber man
bildete ſich ein, daß dieſes Geflüſter aus dem Jnnern des
Leuchtturms käme und beunruhigte ſich darüber nicht. End-
lich erleuchteten ſich die an den verſchiedenen Etagen des
Turmes angebrachten Fenſter nach und nach, in der oberſten
Etage beginnend; darauf hörte man, daß das Thor ſich
drehte und es drang ein Lichtſtrahl daraus hervor. „Gehen
Sie voran, Herr Leutnant!“ ſagte Jean zu Harcourt, welcher
ſchnell die Leiter erfaßte. „Jhr anderen bleibt zurück“,
fügte er, ſich an die Ruderer wendend, hinzu; „achtet auf
das Boot, denn die Flut ſteigt noch immer. Wenn Herr
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entgegengehen.“ Dieſe echt nationalliberale „patriotiſche“
Selbſtbeweihräucherung macht ſo bemerkt zu dem national
liberalen Erguß mit bitterem Spott die Berliner „Volks-
zeitung“ einen ſehr ſcherzhaften Eindruck in einem Augen
blick, wo gerade durch ein nationalliberales Blatt bekannt
wird, daß wir jetzt erſt „das Möglichſte“ zu thun haben für
die Marine. Natürlich werden die Nationalliberalen nicht
ermangeln, ſich auch hier das „Bewußtſein patriotiſcher und
thatkräftiger Pflichterfüllung“ zu verſchaffen. Die deutſchen
Steuerzahler haben's ja dazu, ſich das Behagen der National-
liberalen etwas koſten zu laſſen!

Jm bayeriſchen Landtage haben die ſozialdemo-
kratiſchen Abgeordneten den übrigen Abgeordneten ihre An-
weſenheit auf das deutlichſte durch die Einbringung eines
Antrags auf Reform des Wahl geſetzes demonſtriert.
Der Antrag hat folgenden Wortlaut:

Es an die Staatsregierung das Erſuchen zu richten, dieſelbe
wolle baldmöglichſt und jedenfalls noch re tzeitig im Laufe der
et en Tagung dem Landtage den Entwurf eines neuen
andtags ahigeſeseg zur Beratung und r unter

breiten. Für dieſen Entwurf ſollen die nachfolgenden Grundſätze
maßgebend ſein: 1. Die Zahl der Abgeordneten ſoll ſich nach den

v len der einzelnen Regierungsbezirke berechnen, in
der Weiſe, daß durchſchnittlich auf je 35000 Einwohner ein Ab-
geordneter kommt. 2. Dieſer Berechnung ſoll die jeweils letzte
allgemeine S zu Grunde gelegt werden, mit der Be
ſtimmung, daß hierbei lediglich die Zivilbevölkerung in Anrech-
nung kommt und demnach die J der Perſonen des aktiven
Soldatenſtandes von der Geſamt-Einwohnerzahl abzurechnen ſind.
3. Es ſollen nur Wahlkreiſe mit je einem Abgeordneten gebildet
werden. 4. Die erſtmalige Einteilung der Wahlkreiſe auf Grund
des neuen Wahlgeſetzes ſoll durch die Staatsregierung erfolgen.
Fernere Abänderungen der Wahlkreiſe ſollen nur unter Zuſtim
mung des Landtags erfolgen können. 5. Sobald die jeweils letzte
allgemeine Volkszählung eine ſolche Veränderung der Bevölke
rungszahl in einem Regierungsbezirk ergiebt, daß ſie dadurch die
auf denſelben ireffende Abgeordnetenzahl verändert, ſoll die Staats
regierung dem Landtage unverweilt, bezw. bei de nächſter Ta
gung den Entwurf einer Neueinteilung des betreffenden Re
gierungsbezirks unterbreiten. 6. Wahlberechtigt ſoll jeder voll
jährige Bayer, wählbar jeder Bayer ſein, welcher das 25,
Lebensjahr zurückgelegt hat. Perſonen des aktiven Soldatenſtan
des ſollen weder wahlberechtigt noch wählbar ſein. 7. Die Wahlen

an einem Sonntag oder Landesfeiertag ſtattfinden. 8. Die
ſoll eine unmittelbare und geheime ſein. 9. Zur wirkſamen

Wahrung des eng geipniſfge ſoll Größe und Gewicht der
Stimmzettel gleichmäßig für das ganze Land feſtgeſetzt und die
Abgabe der Stimmzettel in amtlich herzuſtellenden Umſchlägen
vorgeſchrieben werden. 10. Die ſonſtigen Beſtimmungen, nament
lich auch in bezug auf die Herſtellung und Auslegung der Wähler
liſten, den Verlauf der Wahlhandlung, die Vornahme von engeren

ahlen u. ſ. w. ſollen im weſentlichen den entſprechenden Vor
ſchriften des ſowie des Reglements für die Reichs
tagswahlen nachgebildet werden.

Jn der Begründung heißt es:
Die Unhaltbarkeit des bisherigen Wahlgeſetzes iſt eine ſo offenkundige von keiner Seite beſtrittene Thatſache daß die Antrag

ſteller glauben, ſich jeder weiteren Ausführung hierüber, wenigſtens
an dieſer Stelle, enthalten zu können. Die Neugeſtaltung des
Wahlgeſetzes auf Grund des direkten Wahlrechtes gilt weiten
Schichten des bayeriſchen Volkes und mit ihnen den Antrag
ſtellern als eine der h Reformen, welche die Aufgabe des
neugewählten Landtags bilden. Die Staatsregierung hat ſelbſt
die Notwendigkeit einer Wahlreform rückhaltlos anerkannt un

Bidouret die Güte hat, uns einen Schluck Branntwein zu
ſchenken, ſollt Jhr Euren Teil abhaben.“

Und er begann mit Leichtigkeit die Leiter zu erklimmen.
Jn der Vorhalle trafen ſie Bidouret, welcher, mit ſeiner
öligen Schnupftabaksdoſe in der einen und ein Licht in der
anderen Hand, ſie mit beunruhigter Miene anſchaute. Als
er ſeinen Kameraden Jean und den Offizier wieder erkannte,
beruhigte er ſich. „Sind Sie es, Herr von Harcourt
rief er. „Jch könnte nicht daran glauben Wahrhaftig, Sie
ſind es und bleiben uns immer willkommen Aber wahrlich!
Jch hätte Sie in dieſer Stunde nicht hier erwartet!“

„Das ſagte ich dem Herrn Leutnant auch“, verſetzte Cante,
welcher in Gegenwart des Chefs den Wächter auf den Titel
„Leutnant“ hinweiſen zu müſſen glaubte. Jch ſagte ihm,
daß man ohne weiteres zur Nachtzeit nicht in den Leucht
turm gelangen könne. Das iſt gegen die Reglements. Aber
er beſtand darauf und ich wagte nicht, zu widerſtehen.“

„Jch habe allerdings darauf beſtanden trotz der vor
gerückten Stunde. Jch habe Sie, Vater Bidouret, und Jhre
Tochter Marianne ſehen wollen, und hatte außerdem noch
einen anderen Grund.“ „Gut, gut, Herr!“ ſagte Bidouret
mit ſeiner gewöhnlichen Gutmütigkeit „Und wenn Sie
Marianne ſehen wollen, da kommt ſie ſchon herunter. Sie
iſt neugierig wie eine Katze und wünſcht unzweifelhaft zu
wiſſen, was hier vorgeht, während ihr Gatte oben ein Schibeobachtet, welches uns verdächtig ſcheint.“ Man hörte n

der Treppe Schritte und bald erſchien Marianne ganz be-
ſtürzt. Die brave Frau hatte ſich ohne Zweifel ſchon eine
Abſchlagsrate auf ihren Schlaf geleiſtet, denn ſie machte
kleine Augen und brachte, während ſie ging, ihre in Un
ordnung geratenen Kleider in Ordnung.

(Fortſetzung folgt.)
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auch in den 1870 und 1874 diesbezügliche Entwürfe vor

r ren

gelegt. Nachdem dieſelben jedoch in der Kammer geſcheitert waren,
erklärte die Staatsregierung daß nunmehr ihrerſeits eine weitere
Anreng in dieſer Sache nicht mehr zu erwarten ſei. Somit
muß die ſtändi t Jnitiative eintreten. Die Antra r hatten
eigentlich die Ab i dem Landtage ſelbſt den vollſtändigen Ent
wurf eines neuen Wahlgeſetzes zu unterbreiten. Derſelbe iſt von
ihnen bereits ausgearbeitet worden. Wenn ſie es gleichwohl unter
laſſen, dieſen Entwurf im gegenwärtigen Augenblick vorzulegen.
ſo geſchieht dies vornehmlich mit Rückſicht auf Art. 5 des et
vom 4. Juni 18148. Derſelbe ſchreibt t Geſetzentwürfe, welche
aus der ſtändiſchen Jnitiative hervorgehen und die Abänderung
von Verfaſſungsgeſetzen bezwecken, die Puteraonng ſeitens der

älfte der anweſenden Kammermitglieder vor. Einer ſolchen
chwierigkeit konnten die Antragſteller die wichtige Angelegenheit

der Wahlreform nicht ausſetzen, nachdem ſchon allen bisherigen
Verſuchen auf Verbe eng des Wahigeſetzes in der Lammer un
überſteigliche Hinderniſſe bereitet worden waren. Die Antrag-

ller mußten daher dazu kommen, die Form des gegenwärtigen
ntrages zu wählen. Dieſelbe bietet neben der größten Leichtig

keit der geſchäftlichen Behandlung, auch noch den Vorteil einer
erheblichen Zeiterſparnis. Iſt es der Kammer überhaupt Ernſt
mit der Herbeiführung einer Wahlreform, ſo wird ſie ſich unſchwer
über die Grundzüge, auf welche ſich eine ins aufbauen muß,
verſtändigen können. Auf Grund der Willensäußerung der
Kammer wird dann die Staatsregierung ihrerſeits einen Entwurf
ausarbeiten können, dem von vornherein eine weit günſtigere ge

äftliche Behandlung geſichert iſt. Jn ſachlicher Hinſicht geſtatten
die Antragſteller, indem ſie die weitere Begründung der münd-

ich Behandlung vorbehalten, nur eine Bemerkung. Mucch ſie
würden grundſätzlich der Wahlkreiseinteilung durch Geſetz den
Vorzug vor einer ſolchen durch die Staatsregierung geben. Nach
dem jedoch nach Lage der Parteiverhältniſſe die Vereinbarung
einer Wahlkreiseinteilung in der Kammer ſelbſt als ausgeſchloſſen
erſcheinen muß, bleibt demjenigen, welcher nicht von vornherein
eine Wahlreform unmöglich machen will, nichts übrig, als dieerſte Wahlkreiseinteilung der Staatsregierung zu walte deren

Belieben hierbei ohnehin durch die Verkleinerung der Wahlkreiſe
weſentlich eingeſchränkt wird.

Die liberalen und ultramontanen Karpfen im Teiche der baye
riſchen Abgeordneten werden ob dieſes munteren Geplätſchers der

ſozialdemokratiſchen Hechte nicht wenig erſtaunt ſein. Da
es aber in Bayern für die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten
ſehr viel zu thun giebt, z. B. auf dem Gebiete des Mili-
tarismus, des Vereins und Verſammlungsrechts, ſo werden
wir gar bald von den neuen Abgeordneten von weiteren
Anträgen hören.

Das „Nullen“ der Wagen, jene Art von Ausbeutung
der Bergleute, die 1891 ein Anlaß mit zu dem großen
Bergarbeiterausſtande war, und allgemein öffentlich verurteilt
wurde und infolge des Streiks beſeitigt worden war, iſt jetzt
wieder im ſchönſten Schwunge. Wie die „Rhein.-Weſtf.
Arbeiter-Ztg.“ mitteilt, wurden auf der der Gelſenkirchener
Bergwerksaktiengeſellſchaft gehörigen Zeche „Hanſa“ im
Monat Auguſt nicht weniger als 910 Wagen genullt und
zwar 106 wegen Mindermaß und 804 als unrein; das
macht täglich etwa 30 Wagen. Außerdem wurden noch
Geldſtrafen innerhalb dieſes Monats in der Geſamthöhe
von 368.50 Mark verhängt, täglich alſo im Durchſchnitt
ca. 12 Mark. Die Ausbeutungswut der Grubenbarone hatdenſelben längſt den großen Bergarheterausſtand vergeſſen

r Aber die wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſtatten ihnen
as ja.

Preußiſcher Schnaps und bayriſches Bier. Wegen
s lkoholismus und Säuferwahnſinn ſind den

Krankenhäuſern Perſonen zugewieſen worden in den Jahren:
Preußen Bayern

1877 2925 2851878 2655 2661879 3092 2231880 2774 1831881 2821 1501882 3388 1911883 5027 1871884 7001 2321885 8163 300Jn Preußen kam alſo 1885 ein Fall von Alkoholismus und
Säuferwahnſinn auf je 3000 Einwohner in Bayern einer
auf je 17 000. Jn Bahyern, das für das trinkbarſte der
deutſchen Vaterländer gilt, graſſiert alſo der Alkoholismus
bei weitem nicht ſo wie in Preußen, wo er relativ faſt ſechs
mal ſo große Verwüſtungen anrichtet. Das bayeriſche Bier
iſt eben ein Schutzmittel gegen den Schnapsteufel.

Von der von der Regierung geplanten Einführungder Entſchädigung unſchuldig Verneteilter berichteten

wir vor einigen Tagen noch der „Nordd. Allg. Ztg.“. Wie
aber jetzt die „Köln. Ztg.“ berichtet, iſt dieſelbe aus „Grün-
den des Fiskalismus“, d. h. in gemeinverſtändlichem Deutſch:
weil dazu kein Geld vorhanden iſt, von der Regierung wieder
in die Ferne geſchoben worden. Der Juriſtentag mag ſich
einſtimmig dafür erklären, der Reichstag an Einſtimmigkeit
grenzende Beſchlüſſe in der gleichen Richtung faſſen
thut nichts! Ja, wenn es ſich um den Bau eines Offi
Alaſino handeln würde da ließe ſich eher darüber
reden.

Das Zentralkomiteedesſchweizeriſchen Grütli-
vereins und die ſchweizeriſche ſozialdemokratiſche
Partei haben am 29. September ihr Arbeitsprogramm
für die nächſte dreijährige Amtsdauer des
Nationalrates feſtgeſtellt und dasſelbe zur Grundlage
eines Wahlflugblattes für die ganze Schweiz angenommen.
Dasſelbe ſtellt folgende Forderungen auf: 1) Recht auf
Arbeit, insbeſondere genügende Fürſorge für Arbeitsge-
legenheit durch Verkürzung der Arbeitszeit, unentgeltlicher
öffentlicher Arbeitsnachweis, Arbeitsloſenverſicherung, Schutz
der Vereinsfreiheit, überhaupt kräftiger Rechtsſchutz für die
Arbeiter. 2) Obligatoriſche Berufsgenoſſenſchaften.
3) Kranken- und Unfallverſicherung zum Wohle
des Arbeiters, Kleinhandwerkers und Kleinbauern; insbe-
ſondere allgemeine unentgeltliche Krankenpflege, Selbſtver
waltung der Verſicherten und möglichſte Berückſichtigung der
beſtehenden freiwilligen Krankenkaſſen. 4) Tabakmonopol
mit volkstümlicher Organiſation und Verwendung des Rein-
ertrages für die unentgeltliche Krankenpflege. 5) Bank-
notenmonopol, die endliche Durchführung des Volksbe
ſchluſſes. Rein ſtaatliche Bundesbank, insbeſondere
zum Zwecke einer Hypothekarreform, letztere nament
lich zur Bekämpfung der kleinbäuerlichen Grund und Boden-
verſchuldung. 6) Verſtaatlichung des Eiſenbahn-
weſens auf dem Wege der Expropriation; vorher jedoch
Abſchaffung der Bahnvorrechte im Obligationenrecht und
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Bahngeſellſchaften in der Handhabung des Ruhetagsgeſetzes,des Larif und Fahrplanweſens u. ſ. w. 7) Zünd-
hölzchenmonopol zum Schutze von Geſundheit und
Leben der in dieſer Jnduſtrie beſchäftigten Arbeiterſchaft.
8) Staatlicher Getreidehandel zum Schutze des
Volkes gegen Brotwucher und zur Sicherung der Landes-
verteidigung. 9) Thunlichſte Beſchränkung der
Militärausgaben, euergiſche Bekämpfung aller un-
republikaniſchen Auswüchſe des Wehrweſens und Demokrati
ſierung desſelben. 10) Ausbau der Volksſchule. Zu
dieſem Zwecke finanzielle Unterſtützung der Kantone durch
den Bund. Unentgeltlichkeit der Lehrmittel. 11) Ab-
ſchaffung der politiſchen Polizei. 12) Einheit-
liches Strafrecht. 13) Wahl des Bundesrates
durch das Volk und demokratiſche Reform der Bundes
verwaltung. 14) Proportionalvertretung für den National-
rat. 15) Geſetzes-Jnitiative.

Judenagaunsweiſungen ans Rußland. Vor längerer
J ſchon wurde gemeldet, daß die in Sibirien lebenden

uden von dort ausgewieſen werden ſollten. Wie nun
der „Standard“Korreſpondent in Shanghai aus zuverläſſiger
Quelle aus Oſtſibirien erfahren haben will, iſt dort der
beſtimmte Befehl des Miniſters des Jnnern eingetroffen,
das ſchon beſtehende Geſetz, wonach die Juden nur in be
ſtimmten Orten leben dürfen, genau durchzuführen. Den
Juden in Tomsk, Tſchita, Jrkutsk, Blagoweſchtſchensk, Niko
lajewsk, Shabarowka und Wladiwoſtok ſei der Befehl zuge-
gangen, ſich bis zum 1./13. Oktober in die ihnen zuge-wieſenen Gebiete zu begeben. Durch die Ausführung ſigſer

Beſtimmung würden viele Juden, insbeſondere in Jrkutsk
und Tomsk, wo ſie bedeutende Kapitalien angelegt hätten,
ſchwer geſchädigt. Es ſei längſt Gebrauch geweſen, daß
kein Jude wohnen oder ſich nur zeigen durfte in einer Ent
fernung von 100 Werſt von den Goldminen. Trotzdem
hätten ſich viele durch chriſtliche Agenten Anteile an dieſen
Unternehmungen verſchafft und großen Nutzen davon ge-zogen. Da ſich außerdem die meiſten kleinen Kneipen in

den ſibiriſchen Städten in den Händen von Jsraeliten be
fänden, ſo ſei ihnen eine bedeutende Menge Gold heimlich
durch die Grubenarbeiter zugeſtellt worden. Es ſollen im
ganzen 20000 bis 22000 Juden in Sibirien leben, von
denen viele ſchon das Land verlaſſen, um ſich nach China,
Japan oder Amerika zu begeben. Muß dieſe Barbarei
in den deutſchen Antiſemitenſeelen nicht das Verlangen nach
ähnlichen Zuſtänden in Deutſchland hervorrufen

England iſt das am meiſten demokratiſch re-
gierte Land der Welt ausſchließlich der Schweiz,
aber einſchließlich der Republik Frankreich. Aber
inmitten aller der demokratiſchen freiheitlichen Jnſtitution
ragt das Oberhaus wie ein Trümmer aus dem Mittelalter
in die Neuzeit hinein, und die Lords ſitzen heut noch auf
ihren Wollſäcken wie zur Zeit Eduards III. (1343). Das
Oberhaus iſt deshalb auch das reaktionäre Kontregewicht
gegen jeden Verfaſſungsfortſchritt in England, wie zuletzt
erſt bei Beratung der Homerule Bill, die an dem Votum
des Oberhauſes zerſchellte, nachdem ſie in langen mühevollen
Sitzungen, bei welchem die ſteifen Parlamentarier Englands
ſich übrigens zum erſtenmal zu Prügelſzenen à la Frank-reich hinreißen ließen das unterhaus glücklich paſſiert
hatte. Dieſes Votum des Oberhauſes ſcheint aber der An
fang vom Ende desſelben zu ſein. Gladſtone hat am
27. September eine fulminante Rede gegen das Oberhaus
gehalten, die von der liberalen Preſſe zum Ausgangspunkte
ſcharfer Angriffe gegen das Oberhaus genommen wird.
„Daily News“ und „Daily Chronicle“ fordern direkt die
Aufhebung des house of Lords. Darüber darf man ſich
jedoch keinen Täuſchungen hingeben, daß dieſe Stürme zu
irgendwie greifbaren Erfolgen führen würden. Das Oberhaus
hat ſich als ein ſehr kräftiges Bollwerk gegen jeden Fort-
ſchritt erwieſen, und das wird auch die liberale Bourgeoiſie
Englands bald einſehen, wenn ſich die kräftige Gewerkſchafts
bewegung der Arbeiter auch auf das politiſche Gebiet über-
tragen wird, wozu die ſchönſten Anſätze vorhanden ſind.
Vom internationalen Kohlenſtreik. Die Rieſen-
ſchlacht, welche in drei Ländern ausgefochten wird, wogt auf
und ab, hier ein Zurückweichen, dort ein Vordringen des
kämpfenden Arbeiterheeres. Jn Belgien iſt der Streik nach
den neueſten, freilich zum Teil einander widerſprechenden
Nachrichten offenbar im Wachſen begriffen. Den Arbeitern
des Borinage (um Mons) iſt eine kleine Lohnerhöhung be-
willigt worden und infolgedeſſen iſt eine Anzahl von ihnen
in die Gruben zurückgekehrt. Dafür hat aber in allen anderen
belgiſchen Kohlenbecken der Streik ſich ausgedehnt und ſoll
von Montag an allgemein werden. Aus Frankreich wird
eine Abnahme des Ausſtandes gemeldet, die Nachrichten
ſtammen jedoch aus Bourgeviskreiſen. Jn England dauert
der Streik in ſeinem ganzen Umfange fort, und ſcheint eher
ſich ausbreiten zu wollen. (S. den folgenden Artikel.)
Die Siegesausſichten der ausſtändigen eng-

liſchen Bergleute ſind nach einer Korreſpondenz der
„Frankf. Ztg.“ bedeutend gewachſen. Die Delegierten
der Bergarbeiter traten heute, ſo wird dem genannten Blatte
unterm 29. September geſchrieben, wo der Kohlenausſtand
volle zwei Monate angedauert, in Cheſterfield abermals
zu einer Konferenz zuſammen. Das Datum iſt kein will-
kürlich erwähltes. Der einzige Beſchluß der Verſammlung,
welcher in dem Ausſtand eine Wendung zum Beſſeren herbei-
führen dürfte, wird in der Erlaubnis an die Mitglieder des
Arbeiterbundes beſtehen, die Arbeit in allen Gruben aufzu
nehmen, deren Beſitzer die vor dem Streike geltenden Löhne
zahlen wollen. Eine Anzahl Eigentümer hatte ja überhaupt
niemals eine Forderung nach Lohnherabſetzung an die Leute
geſtellt, und der Streik hat ſich nur deshalb auch auf ihre
Gruben ausgedehnt, weil die Politik des Bergleutebundes
ſich auf den Grundſatz ſtützt: „Alle arbeiten oder Alle
feiern“. In dieſen Gruben iſt, wie z. B. in Staffordſhire
die Arbeit entweder bereits wieder begonnen, oder ſie wird
jetzt ſofort wieder aufgenommen werden, nachdem die Leute
von ihren Führern die Ermächtigung dazu erhalten haben.
In anderer Lage befinden ſich die dem Grubenbeſitzer-Verein
angehörigen Eigentümer. Auch unter ihnen giebt es bereits
eine bedeutende Anzahl, welche zur Wiedereröffnung ihrer
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Ein ſolcher Schritt würde ihnen aber r eine Strafe von
Lſtr. 1000 zugezogen haben, zu deren x ſich vor demStreik jeder eiwer verpflichtet hat, falls er den Entſchei-

dungen ſeines Vereins zuwiderhandelt innerhalb zweier
Monate. Daß der Bergarbeiterbund nun gerade von heute
an, wo die Eigentümer nach freiem Ermeſſen handeln können,
durch ſeinen Beſchluß die Wiederaufnahme der Arbeit geſtattet,
wird für die große der Beſitzer eine Verlockunbilden, der ſie im Hinblick auf die inzwiſchen ſo erheblich

geſtiegenen Kohlenpreiſe nicht lange widerſtehen wird. Die
Grubenbeſitzer haben aber noch einen anderen Punkt als
dieſe Spaltung in ihren Reihen in Betracht zu ziehen. Der
Präſident ihres Vereins veröffentlicht heute ein neues Rund
ſchreiben mit den alten Gründen, daß der Tiefſtand der
Preiſe die Zahlung der Löhne von 1890 unmöglich mache
und daß, wie die Arbeiter ſ. Z. mit dem Steigen der Preiſe
eine Lohnerhöhung erhielten, ſie jetzt folgerichtig zu einer
Erniedrigung bereit ſein müßten. Dieſen Behauptungen iſt
indeſſen heute der Boden entzogen. Die Preiſe haben über
all eine Notſtandshöhe erreicht. Vorräte exiſtieren nirgends
mehr und würde heute auch in allen Gruben die Förderung
begonnen, ſo müßten doch viele Wochen vergehen, ehe die
bislang aufgeſchobenen Winterkäufe der Privatleute und
Fabriken befriedigt, ſowie die erſchöpften Lager der Gas-,
Eiſenbahn und anderer großen Geſellſchaften wieder gefüllt
ſein würden, und Monate hindurch werden die Preiſe darum
eine Höhe behaupten, welche die Hhen der alten Löhne
zulaſſen muß. Es iſt leicht möglich, daß mit dem Beginn
des Sommers und dem geringeren Bedarf eine ähnliche
Situation wiederkehrt, wie am Anfang dieſes Streiks, aber
auf dieſe Eventualität hin ſind die Beſitzer kaum berechtigt,
eine Lohnherabſetzung den ganzen Winter hindurch zu fordern.
Dann haben die Eigentümer endlich auch noch mit dem Um
ſtand zu rechnen, daß die Beiträge, welche die zur Arbeit
zurückgekehrten Bergleute jetzt zur Unterſtützung der Weiter-
ausſtehenden zu leiſten haben, das in den meiſten Diſtrikten
herrſchende unbeſchreibliche Elend um ein Bedeutendes lindern

werden und daß damit die Widerſtandskraft der Arbeiter
ſehr erhöht werden wird. Die Siegesausſichten der Berg-
leute ſind aus allen dieſen Gründen gegenwärtig ziemlich
bedeutend.

Präſident Cleveland hat in einem ſehr entſchieden
gehaltenen Schreiben, das an den Gouverneur von Georgia,
W. J. Northen, gerichtet iſt, die Silberbarone gründ-
lich abgefertigt. Eleveland appelliert an die Wähler und an
die große Maſſe der Bevölkerung, die das lebhafteſte Jnter
eſſe an dem Sturze des Shennangeſetzes hat. Denn nur
die Silbergruben Beſitzer und ihr Anhang profitieren von
der freien und unbegrenzten Silberprägung, die den Staat
zu einem ſicheren Abnehmer der Minenfürſten von Nevada
gemacht hat.

e

Zur Arbeiterbewegung.

Der Verein der Steinmetzen zu Halle a. S. hat ſich z
gunſten der neuen Organiſation der Steinarbeiter Deutſchlands
aufgelöſt und das Vermögen des Vereins dem neu gegründeten
Unferſtützungsfond der in der Steininduſtrie beſchäftigten Arbeiter
überwieſen.

Zwickau, 30. September. Eine von etwa 500 Perſonen be
ſuchte g Bergarbeiterverſammlung beſchloß
bei den Landſtänden dahin vorſtellig zu werden, daß die fünf
Berginſpektionen Sachſens um zwei vermehrt, Bergarbeiter als
Berginſpektoren angeſtellt, die Leiſtungen der Knappſchaftskaſſen
erhöht, eine Berufungsinſtanz in erſ chiedsſachen eingeführt, died t tächer Arbeite geugniſſe und Arbeitsordnungen abgeſchafft

werden u. ſ. w.

Lokales und Provinzielles.
Halle a S., 2. Oktober.

Als Beitrag zur Beurteilung der Stadtverordneten
Wahlen bringen wir, nachdem wir in Nr. 229 dieſes Blattes
damit begonnen und am Schluſſe des qu. Artikels die An
fa e geſtellt wurde, wer der Schuldige über die verzögerte Fertig
tellung des Ratskeller-Neubau ſei,

Weiteres vom Bau-Etat.
Die Bauausführung des Ratskellers unter Oberaufſicht des
Magiſtrats hier, iſt einem auswärtigen Architekten übertragen.
Derſelbe war verpflichtet, ſämtliche Bauzeichnungen zu liefern und
den ganzen Bau bis 1. April 1893 in allen ſeinen Teiten fertig
u ſtellen. Es iſt nun bekannt, daß im Sommer 1892 einige

onate der Bau faſt ganz ruhte und wenn nach dem Grunde
dieſer Zögerung gefragt wurde, dann hieß es, daß die betreffenden eng noch nicht eingetroffen Sehnſüchtig
warteten ſeinerzeit die hieſigen Glaſer und Tiſchler auf die Aus-
eng der Arbeiten; denn man ſagte ſich ganz richtig, daß
päter die Arbeiten in ganz kurzen Terminen fertiggeſtellt werden

müßten. Warum, wird heute gefragt, hat denn der Vorſitzende
der Ratskeller- Baukommiſſion nicht eingegriffen, denn in erſter
Linie war es doch ſeine Pflicht einzugreifen Oder konnte er
nicht? Hatte er keine Gewalt über den Architekten Es e be
kannt, daß diejenigen Handwerker, welche Arbeiten übernahmen,
ſolche unter ganz ſtraffen Bedingungen und unter genauer
Stipulierung der einzelnen Fertigſtellungsfriſten übernommen und
ausgeführt haben. Heute muß gefragt werden, ob in dem Ver-
trage mit dem Architekten nicht die einzelnen Friſten feſtgeſtellt
ſind, wo dieſer die betreffenden Bauzeichnungen eingeliefert haben
mußte Iſt dieſes nicht geſchehen, dann iſt dabei eine Unter
laſſungsſünde begangen, welche ſich zum Schaden der Steuerzahler
bttter rächt. Will man als Entſchuldigung anführen, daß dieſesvorher ſo genau nicht hätte belnmt werden können, ſo ſei er

widert, daß dieſes ganz genau zu beſtimmen war. Es ſind über
11000 Mark, welche die Stadt r der Steuerſäckel bei 5 er
tigen und bei den jetzigen Verpachtungspreiſen mehr haben
onnte! Wer ſoll denn dieſen Verluſt nun tragen, der Architekt

vielleicht? Dieſer wird ſchon ein Loch gefunden haben, damit er
nicht verantwortlich gemacht werden kann. Der Architekt kann
verantwortlich gemacht werden, wenn im Vertrage vorgeſehen
daß bei allen vorgenommenen Abänderungen von der Vorlage,
der FertigſtellungsTermin nicht hinausgeſchoben werden darf.
Lautet der Vertrag ſo? Es wird dieſes ſehr bezweifelt! Der
Architekt hat die Arbeit auf Grund der vorgelegenen Vorlage
übernommen und wenn vorſtehender Paſſus nicht vorgeſehen oder
wenn die Baukommiſſion nur einem Unternehmer die Erlaubnis
den hat, daß deſſen Fertigſtellungsfriſt Ah werden
ann, oder wenn die Baukommiſſion ſich ſonſtige Eingriffe erlaubt

hat, ohne ſich die ſchriftliche Einwilligung des Architekten zu
ſichern, ſo kann der Architekt nie zur Verantwortung gezogen
werden. Die Reſtauration iſt zum erſten Oktober vermietet und
konnte an dieſem Tage erſt am ſpäten Nachmittag eröffnet werden.
Der Reſtaurateur hat jedenfalls dadurch einen großen Verluſt
gehabt und muß dieſer auch bezahlt werden, wenn verlangt
wird. Unter allen Umſtänden mußte die Stadt Sorge tragen,
daß ſie ihren eingegangenen Verpflichtungen pünktlich nachkam,
umſomehr, da ſie von den Pächtern die Erfüllung des Vertrages
bis ins Kleinſte verlangt. Warum, muß gefragt werden, ſr
keine hieſigen Lieferanten genommen, welche zum Teil doch ſehr

Grund der alten Löhne gerne bereit wären.
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Firmen vertreten, ſo daß die Arbeiten früherwären. Pfücht des Vorſitzenden der r

Baukommiſſion war es, zur rechten Zeit und mit aller Energie
einzugreifen, event. ſeine Stellung als Vorſitzender niederzulegen,

n unter allen Umſtänden muß der Steuerzahler vor Schaden
bewahrt werden. Wenn es nun aber dennoch geſchieht, ſo bleibt
den Handwerkern und Arbeitern, welche die Steuern am meiſten
drücken, nur die eine Wahl, die richtigen Stadtverordneten zu
wählen welche ſolchen Vorkommniſſen ein „Halt“ gebieten.

tadttheater. ichard Wagners „Lohengrin“ geht am
e folgender u der e in Szene: Longrin Herr Caliga, Elſa Frl. Nordeck, Telramund Herr Hunold,

errufer Herr Kaula, König en Gunther.
Einen nicht ungefährlichen n auf den Kppf er

ielt 87 vormittag ein inges ädchen in der Thür des
Kolonialwarengeſchäfts von St., Königs und Landwehrſtraßen-
Ecke S die herabfallende Jalouſie. Das Mädchen war eben
im Begriff, den Laden zu verlaſſen, rer behufs Jnnehaltung
der um 10 Uhr beginnenden ſonntäglichen Ruhepauſe die Jalouſie
herabgelaſſen werden ſollte, wobei jedoch der hierzu benutzte Gurt
dem damit beſchäftigten jungen Mann aus den Händen glitt, ſodaß der immerhin ſeltene Fall eintrat. Wenn auch beſonders

ernſte Folgen daraus nicht entſtanden ſind, ſo muß ein ſolches
Vorkommnis entſchieden zur Vorſicht mahnen und darf wohl
außerdem die Lehre daran geknüpft werden die Einkäufe an den
Sonntagen überhaupt nicht auf die letzte Minute zu verſchieben.

Sterbefälle in Halle vom 24. bis 30. September. Es ſtarben
39 Perſonen und an: Vehiznſchlagſu 1, Herzſchlag 4,
Darmkatarrh 3, Magendarmkatarrh 1, Lungenentzündung 4,
Schlaganfall 1, Lungenſchwindſucht 4, Entkräftung 2, Gehirn-
hautentzündung 2, chron. Magenleiden 1, Gehirnblutung 1, Diph-
therie 5, Krämpfen 3, 1, Lebensſchwäche 1, eitriger

auchfell- und Rippenfellentzündung 1, Bauchfellentzündung 2,
Luftröhrenentzündung 1, Nierenentzündung 1. Darunter befinden
ſich 5 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Ortsfremde.

Der Sozialdemokratiſche Verein für Giebichenſtein,
Kröllwitz und Trotha tagte am Donnerstag den 28. September
in der Schladebacher Bierhalle bei Genoſſen Plorin mit der
Tagesordnung Laſſalles Leben und Wirken und Vereinsange-
legenheiten. Der Referent a Albrecht entledigte ſich ſeines
Vortrages in anerkennenswerter Weiſe. Er ſchilderte Laſſalle als
einen von der Jugend auf ſ talentvollen und geiſtig gut ver
anlagten Menſchen, welcher ſtets raſtlos und eifrig für das be-
drückte Proletariat kämpfte und gelitten hat bis zur letzten Stunde.
Redner empfahl zum r jedem Genoſſen die Anſchaffung der

des Leben und Wirken, zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung. In Vereinsangelegenheiten wurde S
die nächſte Verſammlung wieder bei Genoſſen Plorin abzuhalten.
Nach dieſem erfolgte Schluß der gut beſuchten Verſammlung.

Eisleben, 29. September. ar Genoſſe Karl Wolf hat heute
die ſechsmonatliche Gefängnisſtrafe angetreten, welche derſelbe aus
der von „rxreichstreuer“ Seite herbeigeführten Eisleber Affaire

m en hat.Delitzſch, 25. Sept. Heute fand hier eine öffentliche Volks
verſammlung ſtatt. In derſelben referierte der Reichstagsabge
ordnete Genoſſe F. e über die geplante Tabakfabrikat-
teuer. Der Reichstagsabgeordnete des DelitzſchBitterfelder Wahl
eiſes, Herr H. Bauermeiſter, war zu dieſer Verſammlung ein

geladen mit dem Hinweis, daß, falls eine ſolche Steuer eingeführt
würde, dies auch unſern Wahlkreis S art treffen würde. Herr
L. Bauermeiſter entſchuldigte aber ſein Ausbleiben brieflich mit
dem Hinznufügen, daß er, falls es nötig ſein ſollte, berechtigten

ſeine Stimme nicht verſagen werde. Bevor der Re
erent in die Tagesordnung eintrat, ſtellte er einige Betrachtungenan über berechtigte Jutereſſen wobei er erklärte, daß über dieſen

Punkt die Anſichten ſehr ſein könnten. Hierauf be
leuchtete er das Verhalten der Antiſemiten bei der letzten Reichs
tagswahl. Wie ſie verſicherten, für Erleichterung der Steuerlaſt
des Volkes einzutreten, und wie ſie trotzdem für die Militärvor-
lage geſtimmt, allerdings mit der Erklärung, daß die dadurch ent
ne weiteren Steuerlaſten nicht dem arbeitenden Volke auf-
gehalſt würden. Man dürfe auf das Verhalten S Abgeord
neten bei einer etwaigen Abſtimmung über die Tabakfabrikatſteuer
geſpannt ſein. Als dann der Referent noch darauf hingewieſen,
wie das arbeitende Volk ſchon durch die jährliche Mehreinſtellung
von Rekruten den Weſt Teil der bewilligten Militärvorlage
ne habe, ging derſelbe
elbſt ein, wodurch man den Mehrbedarf von 60--70 Millionen

ark aus dem arbeitenden Volke herauspreſſen wolle. Um dieſe
Steuer den betreffenden Intereſſenten nicht ſo ſchlimm erſcheinen
u ſei man mit einer gewiſſen Schlauheit vorgegangen.
an habe eine Ermäßigung der Steuer auf inländiſchen Tabak

ſowohl als des Eingangszolles für ausländiſche Tabake auf dieHälfte in geſtellt Damit ſolle einerſeits der Glaube er
weckt werden, daß eine größere Nachfrage nach inländiſchen Tabak
eintrete, und andererſeits die Herſtellungskoſten von Fabrikaten ſich
verminderten. Es war dem Referenten als Fachmann ein Leichtes,
das Gegenteil zu nein Durch gewiſſenhafte Berechnung ſtellte
er feſt, daß durch die Fabrikatſteuer die Zigarren, welche heute
mit 3, 4 und 5 Pf. pro Stück im Einzelverkauf abgegeben wür-
den, dann 4, 5 und 6 Pf. koſten würden. Die notwendige Folge
hiervon ſei ein gewaltiger Rückgang im Konſum. Dieſer Rück
ang bedeute den Ruin der meiſten mittleren und kleinen Fabri-
anten, ſowie der Händler. Selbſtverſtändlich müßte dann min-

deſtens die Hälfte der gegenwärtig beſchäftigten Tabakarbeiter
brotlos werden, und der drhn Teil dieſer brotloſen Tabakarbeiter
falle dann unbedingt der Armenpflege anheim. Dadurch wäre
dann eine der ſtärkſten Jnduſtrien zu grunde gerichtet. Durch ein
olches Vorgehen könne man nur r dem Tabakmonopol
ie Wege zu ebnen. Wenn es donn ſo weit ſei, werde der Staat
ewiß die Großfabrikanten anſtändig entſchädigen. Wer entſchädige
ann aber die armen Tabakarbeiter? Auf dieſe Weiſe die er

weiterten Laſten für das Militär zu decken, ſei keine Kunſt; Kunſt
ſei es vielmehr für den Finanzminiſter, wenn er den Mehrbedarf
an Steuern herheiſchaffe, ohne daß die ſchweren Laſten der ar-
beitenden Bevölkerung aufgehalſt würden. Die ſehr u 7
Verſammlung ſpendete dem Referenten ſtürmiſchen Beifall. Hier
auf nahm die Verſammlung folgende Reſolution einſtimmig an

„Jn Erwägung, daß alle indirekten Steuern auf Bedürfnisartikel
der großen Maſſe des Volkes eine Waſt ungerechte und verwerf-
liche Belaſtung gerade der ärmſten Kreiſe des Volkes bedeuten.

in Erwägung, daß von den Vertretern der Reichsregierung, wie
von den Vertretern der Parteien, welche für eine Vermehrung der

erieſen eintraten, beſtimmt verſprochen worden iſt, die neuen
J e den Schultern der wirtſchaftlich Schwachen mög-

ichſt fernzuhalten,fernerer Erwägung, daß die Einführung der Tabakfabrikat-
ſteuer 1. die Tabakfabrikate erheblich verteuern und damit ins
beſondere den Verbrauch von Zigarren weſentlich einſchränken
wird, 2. die in der Tabakbranche noch zahlreich vorhandenen Klein
betriebe ſowohl durch die Verteuerung des Produkts wie durch die
mit der Fabrikatſteuer notwendig verbundene äußerſt komplizierte
und beläſtigende ſteueramtliche Kontrolle Pornibg dem Groß-
betrieb ganz konkurrenzunfähig machen und zu grunde richten
wird, 3. mindeſtens 50 000 in der Tabakinduſtrie beſchäftigte Ar
beiter erwerblos machen und dem noch verbleibenden Reſt der Ar
beiter die ohnehin ſchon äußerſt ungünſtigen Lohn und Arbeits
verhältniſſe geradezu unerträglich machen wird e u.

iſt auf das Entſchiedenſte gegen die projektierte Tabakfabrikat
ſteuer ſowohl wie gegen jede andere Form der ſtärkeren Steuer
belaſtung des Tabaks Proteſt zu erheben und der Reichstag Zu
J flichten, jedem derartigen Geſetzesvorſchlag unbedingt ſeine

Zuſtimmung zu verſagen.“ w h.Nach iper kurzen Pauſe ergriff das Wort Genoſſe A. Günther.
Jn draſtiſch-humoriſtiſcher Weiſe eröffnete derſelbe der Verſamm-
Iung, auf welche Weiſe der Mehrbedarf an Steuern gedeckt werden
könne, ohne daß es nötig ſei, ſo viele ohnehin ſchon ſchwer um
ihre Exiſtenz ringende Arbeiter brotlos zu machen. Auch er
erntete für ſeine Ausführung allſeitige Zuſtimmung. Nach
dieſem legte der Referent der Verſammlung dringend an das
Herz, gegen die geplante Tabakfabrikat Steuer zu agitieren
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und namentlich den Vertreter des hieſigen Wahlkreiſes, Herrn J. Tragung der Koſten abgewieſen.
Bauermeiſter, zu veranlaſſen, gegen jede Erhöhung dern Tabaks zu ſtimmen. Hierauf erfolgte e 5 der

ung.

euerung
erſamm

„SHalle, 30. September. Die 2. Strafkammer, Berufungsinſtanz
z Uebertretungen und Privatklagen, beſchäftigte ſich heute mit
er Sache des Genoſſen Karl Brandt, Uebertretung der 88 43

und 148 der Gewerbeordnung. B. ſollte am 22. April d. J. in
den Gaſtwirtſchaften von Faulmann und Tſchepke, in Lokalen,
wo öffentliche den gen Log paten wurden die Druck-
ſchriften „Der wahre Jakob“ und die „Maifeierzeitung“ verteilt
und gewerbsmäßig verkauft haben, ohne dazu die Erlaubnis der
Ortspolizeibe örde Lage t bezw. erhalten zu haben. Das
Schöffen ericht hatte ihn dafür am 10. Juli zu einer Geldſtraſe
von 6 M. event. 2 Tagen verurteilt, wogegen er Berufung
gingelegt hatte. Der Angeklagte begründete ſeine Berufung damit,
daß er jene Druckſchriften in den Verſammlungen nicht gewerbs
öig verkauft, ſondern auf Beſtellung verteilt habe.
Die Beſtellungen ſeien vorher in der des „Volksblatt“
eingegangen und habe er am ſelbigen Abend die Aufträge aus-

Durch die Beweisaufnahme wurde aber feſtgeſtellt, daß
B. auch an die beiden jene s en überwachenden Polizei-
Kommiſſare Henze und Meinhardt auf Verlangen ſolche Druck-

verkauft hatte und deshalb die Berufung verwoörfen.
Wegen Uebertretung des Viehſeuchen Geſetzes vom 23. Juni 1880

atte ſich der Viehhändler Abraham Friedmann von hier und der
leiſchermeiſter Julius Daniel aus Giebichenſtein zu verantworten.

Erſterer war vom Schöſfengericht hierſelbſt wegen erwähnter Ueber
tretung zu 30 M. Geldſtrafe verurteilt, und letzterer für nicht-

erklärt und deshalb freigeſprochen worden. Hiergegen
hatte die Staatsanwaltſchaft Berufung eingelegt, um bei Fried-
mann ein höheres Strafmaß und Daniels Verurteilung zu er
zielen; ebenfalls war von Friedmann Berufung eingelegt, um c
zukommen. Letzerer, im Jahre 1867 vorbeſtraft wegen Vergehens
gegen die Rinderpeſtverordnung mit 150 hie Geldſtrafe oder
75 Tagen z T ſollte am 7. Februar d. J. an Daniel einen
Ochſen für 300 verkauft und Daniel ſollte dieſen am 8. Februar
in aller Frühe auf dem Schlachtviehhof geſchlachtet haben ohne
ihn vorher unterſuchen zu laſſen. leich nachher ſtellte ſich aber
heraus, daß das Tier mit der Maul und Klauenſeuche behaftet
war. Das Tier iſt, nachdem es geſchlachtet war, vom Tierarzt
unterſucht und ſind darauf die ſchädlichen Teile ſofort beſeitigt
worden. Friedmann ſoll die Krankheitserſcheinungen gekannt und
die Anzeige bei der Polizei unterlaſſen haben. Seitens der Ver
teidigung Daniels wurde behauptet, daß D. die Krankheit des
Tieres nicht gekannt habe. Um in dieſer Sache mehr Licht zu
ſchaffen, hielt es die Staatsanwaltſchaft ſowie auch die Verteidi

ung für notwendig, noch einige Zeugen vorzuladen, weshalb die
erhandlung vertagt wurde.

Schöffengericht. Wegen fahrläſſiger Körperverletzun
und Uebertretung der RegierungsPolizei Verordnung vom 1. Auguſt
1845 hatte ſich der Eiſendreher Konrad Wurmſtich von hier zu
verantworten. Derſelbe ſollte am 25. Juni d. J. durch Fahr
läſſigkeit die Verletzung der Handelsfrau Marie Böge von
hier verſchuldet haben. n h fuhr am fraglichen Tage
mit einem Zweirade die Nietlebener Chauſſee entlang; vor
ihm her ung die Frau Böge mit einem mit Butter angefülltem
Korbe. er Angeklagte, der angeblich einer Kutſche und einem
Möbelwagen ausbiegen wollte, fuhr deshalb auf dem Fußwege
und hatte das Malheur, der vor ihm hergehenden Frau Böge mit
ſeinem Rade von hinten in die Seite zu fahren, S dieſelbemit ihrem Butterkorbe zu Boden geworfen wurde. Von der Butter

waren 13 Stück in den Schmutz gefallen. Der Angeklagte leiſtete
der hierbei am linken duß nicht unerheblich Verletzten beim Auf-
i Hilfe und fuhr dann ſeines Wegs. Er entſchuldigte ſich im
Termin damit, daß er die Frau Böge erſt in dem kritiſchen Augen
blick, wo er ſich dicht hinter ihr befand, geſehen habe, indem er
hinter den Bäumen entlang gefahren ſei. Nach jener Polizei
Verordnung hatte er die Pſflicht, der Frau Böge äpturnſen bezw.
zu klingeln. Die Staatsanwaltſchaft meinte, daß der 2 ungern
nicht diejenige n angewandt habe, wodurch das Unglück
hätte vermieden werden können und beantragte 10 M. Geldſtrafe
event. 2 Tage Gefängnis. Das Urteil lautete auf 3 M. Geld-
ſtrafe oder 1 Tag Gefängnis.

Gewerbegericht vom 28. September. Was lange währt, wird
gut; So kann auch der Techniker Hartmann ſagen, der im heu

Termin ſeine Klage wider den Ingenieur v. Kreyfeld, die dasdewerbegericht verſchiedentlich beſhaſtist hat, gewann. Es handelte

ſich um die Summe von 150 Mark, auf welche der Antrag des
Klägers noch lautete, nachdem derſelbe einen Antrag auf Auszah-
lung einer Kaution von 500 M. zurückgezogen und im übrigen
r Forderung um 30 M. ermäßigt hatte. Auch im heutigen

ermin verſuchte der Beklagte wieder auf eine Vertagung hinzu-
wirken, worauf aber das Gericht nicht einging. Dasſelbe verur-
teilte den Beklagten zur J der geforderten Summe, weil
dieſer keinen beweisfähigen Grund anführen konnte, der ihn zu
einer von S 133 a der Gewerbeordnung abweichenden Entlaſtung
des Klägers berechtigte. Jn der Klage des Maſchiniſt Nohle
wider Techniker Hoppe wegen einer Forderung von 72 M., die
Kläger verlangt, da er vom Beklagten zur Arbeit angenommen
ſein will, aber keine Beſchäftigung erhalten hat, wurde der erſtere
taſtrſthaſ abgewieſen, da als Erfüllungsort des Arbeitsvertrages
der Ort Zſchkopau angeſehen wurde, das hieſige Gewerbegericht ſomit
nicht zuſtändig war. Der Zimmermann Friedrich wurde mit
ſeiner Klage wider Kaufmann Laukus wegen dinelaſſung auf Zahlung von 48 M. ebenfalls wegen nzuſtändigkeit
koſtenpflichtig abgewieſen. Kläger hatte bei dem Beklagten an
einem Ausbau des Hauſes gearbeitet, was aber ſeitens des Gerichts
nicht als Arbeitsverhältnis im Sinne des Titel VII der Gewerbe-
ordnung erachtet, und deshalb wie geſchehen erkannt wurde.
Bei dem Kohlenhändler Stoye hatte der Geſchirrführer Anger-
mann, wie er behauptete, an einem Tage von etwa 1 Uhr nachts
bis zum andern Mittag gearbeitet und verlangte dafür 2 M., dieder Verlagte aber ich zahlen wollte. Vor dem Gewerbegerichte

kam dann ein Vergleich auf 1.75 M. zu ſtande Die früher ſchon
verhandelte Gewerbeſtreitſache des Geſchirrführers Strebing wider
Kaufmann Uber wegen kündigungsloſer Entlaſſung führte zur
Abweiſung des Klägers und zwar deshalb, weil durch den als
Zeugen vernommenen Schwager des Beklagten ausgeſagt wurde,
daß dem Kläger gegenüber Kündigung ſtattge unden habe und
derſelbe während der Friſt auch nach einer andern Stellung r
gangen ſei. Entlaſſung ohne Kündigung war auch die Urſache,
wegen welcher der Kellner Matheſius wider Frau ReſtaurateurVaß Klage erhoben hatte. Angeblich ſoll der Kläger durch Ueber
vorkeilung der Gäſte das Geſchäft geſchädigt haben, wogegen dieſer
aber einwendete, daß durch den flauen Geſchäftsgang die ihm in
die Schuhe geſchobenen Kalamitäten entſtanden ſeien. Der von
der Verklagten geſandte Vertreter einigte ſich ſchließlich mit dem
Kläger dahin, daß dem letzteren anſtatt einer geforderten größeren
Summe der Betrag von 10 M. gezahlt wird, wenn nicht die Be
klagte innerhalb drei Tagen z Widerſpruch erhebt. Ein
gewiſſes Intereſſe kann wohl die Klage des Schloſſers Schilling

wider Krebs bei den in derbeſchäftigten Perſonen beanſpruchen. Der Kläger hatte vei dem
Beklagten an ſechs Stück Ziegelpreſſen gearbeitet. von denen er
vier Stück e hatte, zwei Stück aber nicht vollſtändig
ausführen konnte, da es an Gußteilen fehlte. Die vier fertigengeren ſollen nun verpfuſcht ſein, weshalb der Beklagte die
Auszahlung von 72.63 M. rückſtändigen Lohn verweigert. Es
wurde zur Vernehmung von Sachverſtändigen auf nächſten Donners
tag neuer Termin anberaumt. Behufs Erlangung von 29.50 M.
rückſtändigen Lohn hatte der Arbeiter Guth den Obſthändler Raue
verklagt. Dieſer war jedoch nicht erſchienen und wurde deshalb
durch Verſäumnisurteil zur hin der geforderten Summe ver
flichtet. Die Klage der Witwe Krauſe wider Kohlenhändler
Pauly wegen kündigungsloſer Entlaſſung führte heute zu einem
für erſtere ungünſtigen Ergebnis. Da nämlich von verſchiedenenZeugen bekundet wurde, daß r den Parteien die Kündigung
ausgeſchloſſen ſei, ſo wurde die Klägerin unter Verurteilung zur
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Das gleiche Los hatte der
Arbeiter Täſchner mit ſeiner wegen kündigungsloſer Entlaſſung
erhobenen Klage wider Steinſetzmeiſter Kuliſch. Das Gericht er
achtete in der Handlungsweiſe des Klägers ein unbefugtes Ver
laſſen der Arbeit für erwieſen 123, Abſ. 1 z. 3 der Gewerbe
Ordnung), indem uaſt Zeugenausſagen derſelbe eine Arbeit, die
ihm paßte, verlaſſen hat, ohne ſtichhaltige Gründe zu ſeiner
Entſchuldigung anführen zu können. Glaſermeiſter Coeler, der
am Montag ſchon einen Termin Wir erſchien auch heute wieder,
verklagt von den Glaſergeſellen Voigt u. Fn wegen 9.17 M.
h Lohn. Die Summe leitet ſich her von einem 5pro-
zentigen Abzug, bezüglich deſſen der Beklagte behauptet, daß die
Kläger damit einverſtanden geweſen ſeien, was dieſe aber beſtreiten.
Es wurde deshalb zur Vernehmung von Zeugen auf nächſten
Donnerstag neuer Termin anberaumt. Auch in der Sache des
Anſtreichers Müller wider Malermeiſter Ritſcher wegen Entlaſſung
ohne Kündigung wurde Zeugenvernehmung beſchloſſen und der
Termin dieſerhalb auf nächſten Donnerstag vertagt. Die bisher
vor dem Gewerbegericht ſeltene Klage eines Arbeitgebers wider
einen Arbeiter wegen unbefugten Verlaſſens der Arbeit kam heute

in der r Natheſius wider Fädrich zur v 1 inwelcher der Arbeitgeber eine Entſchädigung von 13.20 M. bean-d t. Infolge notwendiger Zeu envernehmung wird die Klage
as Gewerbegericht am nächſten Donnerstag wiederum h

tigen. Eine Klage Billing wieder Bieler wegen 3 M. rü
ſtändigen Lohn wurde im heutigen Termin zurückgezogen.

Aus dem Reichsgeritht.
Nachdruck verboten.

Leipzig, 29. September. (Ein intereſſanter Fall der Be-
leidigung durch die Preſſe) veranlaßte heute das Reichs
gericht 4 einer wichtigen In ſeiner Eigenſchaft
als Reichstagsabgeordneter hatte Buchdruckereibeſitzer Feo dor
Wiliſch in Schmalkalden am 8. Dezember 1890 in einer Ver
e zu Eſchwege zu ſeinen Wählern über das Ergebnis der

eichstagsverhandlungen fygeen Der Verlauf dieſer Ver
ſammlung wurde in der „He r Morgenzeitung“ vom 10. bis
23. w 1890 einer Kritik unterzogen, worauf in Nr. 85 der
in Kaſſel erſcheinenden am 25. Dezember
1890 unter der Ueberſchrift „Aus der Provinz und den Nachbar

ebieten. Eſchwege“ ein Artikel veröffentlicht wurde, welcher
en Redakteur Kowes aus Melſungen und den Amtsrichter Hert

wich aus Wanfried, die beide in jener Verſammlung als poli
tiſche Gegner des Angeklagten W. Eliſch aufgetreten waren, als
Verfaſſer der Berichte der „Heſ iſchen vom 10.
bis 23. Dezember bezeichnete und ihnen den Vorwurf der Ver
breitung wiſſenlicher Unwahrheiten machte, jene Artikel auch
als Waſchweiberartikel kennzeichnete. Dieſer Sachverhalt iſt vom
Angeklagten als richtig anerkannt und Amtsrichter Hertwig, der
in Abrede geſtellt hat, daß er Verfaſſer des Artikels der „Heſſ.
r. ſei, hatte in einer bei der Staatsanwaltſchaft zu
Kaſſel am 5. Januar 1891 eingelaufenen Eingabe die Beſtrafung
owohl des Redakteurs der „Kaſſeler Nachrichten“, als auch des

erfaſſers und Einſenders des Artikels vom 25. Dezember 1890
beantragt. Als letzterer wurde der Angeklagte verdächtigt, allein
mit Rückſicht auf S 31 der Reichsverfaſſung ev die Staatsanwalt
ſchaft damals von der Einleitung des Stra verfahrens gegen ihn
ab. Die erſte auf ſeine Verfolgung gerichtete richterliche Hand
lung ges erſt am 27. Juli 1892 durch ſeine Ladung vor das
Amtsgericht. zu Schmalkalden, alſo zu einer t in der die ſechs
monatliche Verjährungsfriſt des s 22 des Reichspreßgeſetzes vom
7. Mai 1874 ne verſtrichen war. Mit Rückſicht hierauf wurde
der Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung des Haupt
verfahrens durch Beſchluß der Strafkammer l des Landgerichts
vom 10. Oktober 1892 abgelehnt. Auf Ffelar Beſchwerde eröff
nete jedoch das Oberlandsgericht zu Kaſſel das rrrerſgtegn

egen den Angeklagten nicht wegen Beleidigung durch die Preſſe,ſor dern wegen einfacher Beleidigung des Amtsrichters Hertwig,

indem es davon ausging, daß in der Zuſendung des beleidigenden
Artikels an den Redakteur der h Morgenzeitung“ eine
elbſtändige, mit der Kenntnisnahme durch den Redalteur vollendetetrafbare Beleidigung liege, daß aber d mit dem Preßvergehen

ideell konkurrierende Strafthat von der r des
8 22 des Preßgeſetzes nicht ergriffen werde, alſo der ſtrafrichter
lichen Verfolgung noch unterliegt. Jn der Hauptverſammlung
hatte der Angklagte erklärt, daß er die Verantwortung für den
Artikel in den „Kaſſeler Nachrichten“ übernehmen wolle, jedoch
hinzugefügt, daß in Wirklichkeit nicht er der Verfaſſer ſei, ſondern
ein anderer, den er nicht nennen wolle. Jm übrigen hatte er e
zu die eingetretene Preßverjährung berufen und noch i fa rt,
daß der Strafantrag des Amtsrichters Hertwig ſich nur auf eine
durch die Preſſe verübte Beleidigung beziehe, daß alſo für eine
durch Zuſendung des Manuſkriptes verübte Beleidigung kein
Strafantrag vorliege und deshalb auch wegen einer ſolchen keine
Verurteilung erfolgen könne. Das Gericht hielt die Straf-Ver
folgung durch eingetretene Verjährung für ausgeſchloſſen. Der
Staatsanwalt hat dieſes Urteil wegen angeblicher Verletzung des
s 73 des Strafgeſetzbuches angefochten. Der Reichsanwalt bejaht
zunächſt die Frage: Liegt in der bloßen Zuſendung eines Artike
an den Redakteur ſchon eine vollendete Beleidigung? Die Be
leidigung ſei vollendet, ſobald irgend eine dritte Perſon, z. B.
der Briefträger, von der ehrenkränkenden Erklärung Kenntnis
nehme, vorausgeſetzt, daß das Schuldmoment zutreffe. Ob grund-
ſätzlich 3eſe3 werden kann, daß Konkurrenz zweier Beleidigungen
vorliege, hänge von den geſchäftlichen e zwiſchen Ver
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faſſer und Redakteur ab. Hat der Artikelſchreiber nur einen Ent
wurf vorgelegt, dann liege noch keine vollendete Beleidi ung, noch
nicht dolus vor. Bei vollendetem Opus dagegen konkurriere die
durch Mitteilung des Artikels an den Redakteur begangene Be
leidigung ideell mit der durch die Publikation begangenen. Jm
vorliegenden Falle wäre erſt feſtzuſtellen, ob der Angeklagte
Verfaſſer des Artikels iſt und wie Verfaſſer und Redakteur zu ein
ander ſtehen. Das erſtinſtanzliche Urteil enthält darüber nichts.
Der Angeklagte ſelbſt hat erklärt, daß er e a ſei; dann
könne er aber auch wegen der Thäterſchaft nicht beſtraft werden.
Man wiſſe nicht einmal, ob der Redakteur Kenntnis von dem Ar
tikel bekommen habe, unter welchen Bedingungen letzterer dem
Redakteur übergeben worden ſei. Der Reichsanwalt beantragt
daher die Verwerfung der Reviſion. Das Reichsgericht nimmt
im ter Falle Geſetzeskonkurrenz, aber nur eine Handlun
nur eine an. Uebergabe des Artikels an den Redak-
teur ſei nur das Mittel zur Begehung der Beleidigung; letztere ſei
garnicht anders möglich, als durch Verbreitung und Mitteilung
an Redaktionen. Verneint man aber die Frage, ob etwa in der
Zuſendung des Manufkriptes an den Redakteur eine n ante
zu verfolgende, weil bereits die beleidigende Kundge ung ent-haltende Thätigkeit zu erblicken ſei, und faßt man dieſe Thätigkeit

nur auf als eine unſelbſtändige Vorbereitungshandlung für die
Ausführung des gefaßten Vorſatzes, der Veröffentlichung des Ar
tikels in der Zeitung, ſo ergiebt ſich weiter, daß die Verjährungs-
vorſchrift des S 22 des Reichspreßgeſetzes auch dieſe Vorbereitungs
handlung mit ergriffen und der ſtrafrichterlichen Ahndung ent
zogen hat. Die Reviſion wird daher verworfen.

Nah und Fern.
Von der Cholera. Das kaiſerliche Geſundheitsamt macht

folgende Cholerafälle bekannt: Jn Hamburg wurden vom 29. bis
30. September morgens zwei Neuerkrankungen, darunter eine mit
tödlichem Ausgange, außerdem zwei Sterbefälle unter den früherErkrankten, feſt ſtellt Jn Stettin und in Sydowsaue, Kreis
Greifenhagen, Regierungsbezirk Stettin, je eine tödlich verlaufene
Erkrankung. Jn Alt Drewitz bei Küſtrin zwei Erkrankungen
Schiffer, davon einer geſtorben). Jn Riſſen, Kreis Pinneberg,
Regierungsbezirk Schleswig, ein Krankheitsfall bei einem Kies-
e Der aus Jtzehoe gemeldete Krankheitsfall iſt tödlich
verlaufen.

Ueber eine ſchwere Grubenkataſtrophe wird aus New
et folgendes berichtet: Jn der Mansfieldgrube, nächſt den

ryſtal-Fällen, in Michigan, fand ein großer Felsſturz ſtatt,



e S e t

e F l

i e

e

en nene r n r ev r h m t mee h a3 W wachen ſich die Grube Wort mit Va füllte. Es wur

de len größtenteils J lee und Schweden, getötet; eie wß S e n z e g.4 e

mr e rer S dorf hat Reißauser edle Graf von ersdorf ha aus genommen.ſag a ſeine Dien t ſchen ahnt zu haben. Wenig-e zur Zeit der r Auguſt Gogolin vor dem Amts
A. Soh-,

Eduard von Oppers- betreffend,

Hriefkaßen der x edition.
Lützen.iſt uns nichts J t.

on einer Heſeih ung, den Schuhmacher S.

See Adolf Bu warn und Emma W au e
teinſtraße 8). r eur Bernhard Lehnert und Roſachneider ging t 16 und Franckeſtraße 18). Der Fleiſcher

d
e Glogau gegen den Grafen E

über zu Schloß Loslau, jetzt unbekannten Aufenthalts,
Zahlung des rückſtändigen Lohnes für nicht Feniger als drei ng.

alts Ludwi Anna Schäfer e und Giebichen-ein). Der üuhmacher Adolf Garmshauſen und Klara Ahrens

Fpriedichſtraß 66). Der gepr. Lokomo beßer dw i
e

ihn ſowie des Koſtgeldes für einen Monat. Der hochgeborene Von einer Giebichenſteiner dochgeit 65 Pf. für das „Volksblatt“ Emma Müller (Leipzig und Karlſtr
g Graf wird nun Wirth öffentliche Zuſtellungen aufgefordert, halten Die Expedition. da Bertholdt und Anna Vrandt (gr. Schloßga und e

dem genannten Amtsgericht zu ſtellen. Tuſttung g. e e v u e v grris Se e tetnhalterſtritt e di F77 elreen ws Geygzreg er tegt ginge ſter Guſtav e und Klara S (Delitzſch e meerLitteratur. 8 0.80, 9 030, 10 0.25, 11 5.40, 12 leer, 130.75, 14 7.05, 15 6.55, e 26). Der Schuhmacher Auguſt Schaar und Bertha Helm
O welche Luſt Soldat zu ſein! Ernſtes aus den 16 2.90, 17 leer, 18 390, 19 1.-, 201.70, 212., 22065, 23 835 Alberſtedt und Je Der 5 lo v en Wernicke und

Ferienkolonien“. Verlag der „Münchener Poſt“. Mün 60. 25 leer, 26 125, 950 28 050. 29 260. 90 840, i S er r S trat veſgig Gehlſ
chen. Preis 20 Pfg. T wch aus p r ter T e 2634 Eliſe en de See le i b Dem Sch ſmned gilcdchh r n Wort Orth eine T., Anna Luiſe We (Liebenaue 7). DemDieſe Broſchüre eignet 65 vorzü ur Agitation in Stadtund Land. Sie ſoll bezwecken, dem Piah en Volte zu beweiſen, Summa 124.76; Sammelmarken ingen ein 58.l. e Guſt. Müller, Kaſſierer.Das lkomitee. Kaufmann Robert Plötz eine T., Meta Gertrud Margarethe (Leip-

daß der Militarismus ein Syſtem iſt, das von Grund aus aus
ngtte werden muß. Dies beweiſt die Broſchüre weniger zurg
ange Zahlenreihen und wirtſchaftliche Abhandlungen, als dur

eine Zuſammenſtellung von Ereigniſſen die durch Zufall in die 75, 77,
S gekommen d ie Abſicht iſt gut durchgeführt.Der ſyſt tematiſche Aufbau des Ganzen giebt ein geradezu grauen-

uffordernng.
Hiermit oper die W der Sammelliſten Nr. 65, 74, Walſtab ein S., Ern

7, 8 99, 100, 102, 104, 106, 108, 111,113- in an dieſelben nverzigts an mich abzulief ern.

Der i nrnvolles Bild von Auswüchſen des Militarismus, welches ſich von
Seite zu Seite ſteigert, um im Kapitel „Selbſtmord“ der Tragödieletzten Akt zu bilden. Jn den Schlußbetra tungen wird daraufhingewieſen, daß die Sozialdemokratie die einzige Partei iſt, welche s

im ſtande iſt, die Geſellſchaft vor dem Militarismus ger retten.
Der Jnhalt der Broſchüre iſt folgender: Einleitung Brot und Der Schief
Blutſteuer
futter Schneidig Schimpfwörterlexri on

Hausdiener, Packer und Berufsgenoſſen.
Dienstag den Z. Oktober abends 9 Uhr im „Kühlen Brunnen“,

Hofmeiſters Reſtaurant,
öffentliche Versammlung.

Tagesordnung. 1. Vortrag über die wirtſchaftliche Lage der Hausdiener c.
2. Beratung über den im nächſten Jahre ſtattfindenden Kon 3. Ver
ſchiedenes. Zahlreichem Beſuche ſieht entgegen Der Einberufer.

Geſchäfts Eröffnung.
ob ine geehrten Publikum hierdurch zur Nachricht, daß ich mit dem 1. Ok-
ober er. da

Restaurant zur „Reichsmünze
Merſeburgerſtraße 20

übernommen habe. Es wird mein eifrigſtes Beſtreben ſein, meinen werten, mich
beehrenden Gäſten durch Verabreichung nur guter Speiſen und Getränke
den Aufenthalt ſo angenehm wie möglich zu machen und zeichne

Hochachtungsvoll rno Lippert,
„Schloß Weißenfels“.

Hiermit erlaube ich mir einem geehrten Publikum von Halle und Um-
en die ergebenſte Anzeige zu machen, daß ich das Reſtaurant Mansfelder-

aße 9 unter dem Namen

„Schloss Weissenfels““
mit dem heutigen Tage eröffne. Achtungsvoll

Bernhard Götze
Es wird mein eifrigſtes Beſtreben ſein, ſtets für warme und kalte

Speiſen und Getränke beſtens zu ſorgen. D. O.
Geſchäfts Eröffnung.Einem verehrlichen Publikum vou Halle u. u ters S be ich mir hier-

durch ergebenſt anzuzeigen, daß ich das von Herrn Ferd. Wiedero 26 Jahre
innegehabte und von Herrn Carl Elkner nach dieſem 5 Jahre geführte, Ecke
Markt-Thalamtſtraße 9 belegene

Materialwaren- und Spirituosen-
Geschäft

übernogwe habe.
Indem ich höflichſt bitte, mein Unternehmen gütigſt unterſtützen zu wollen,

halte mich dem geneigten Wohlwollen beſtens empfohlen und zeichne

Hochachtungsvoll Fra m Eisenga ten
Höfuchſt bezugnehmend auf vorſtehende Annonce zeige ich hiermit ergebenſt

an, daß ich das von mir 5 Jahre innegehabte Geſchäft des Herrn Wickero
an Herrn Franz Eisengarten abgetreten habe. Für das mir während
dieſer Zeit geſchenkte Vertrauen und Wohlwollen beſtens dankend, tte ich, das-

Molochs Kultur Krieg im Frieden Soldaten- Gote 9
Mißhandlungen S oy (Kron

ſelbe auch auf meinen Herrn Nachfolger gütigſt übertragen zu wollen.

Hochachtungsvoll Karl EIlKner.
Geſchäfts-Eröffnung.

Einem geehrten hieſigen und answärtigen Publikum die ergebene
daß ich am heutigen Tage das von Herrn L. H. Reeck in

Ernst Voigt geführteKoloniak, 2Waterialwaren undHämereien Detailgeſchäft
übernommen habe und dasſelbige unter meiner Firma r x werde
mit der Bitte, das meinem Vorgänger geſchenkte Vertrauen auch auf mich
gütigſt übertragen zu wollen.

Mit Hochachtung

Theodor Schmiclt.
Geſchäfts-Eröffnung.

Einer hochgeehrten Nachbarſchaft und Umgebung hierdurch die ergebeneMitteilung, daß ich am 1. Oktober d. J. Schülershof 13 ein
Viktualien-, Materialien und Flaſchenbier-

Geſchäft
eröffnet habe. Es wird mein eifrigſtes Beſtreben ſein, nur gute Waren zu den
billigſten Tagespreiſen zu offerieren und bitte, mein günierne men gütigſt unter-
ſtützen zu wollen. Hochachtungsvoll

tto SJanniiſe,

Bartels Beclk.
obere Leipzigerſtraße Nr. 32, 5 Häuſer über dem Turme

empfehlen zum Umzuge ihr
reichhaltiges Lager in Gar-
dinenſtangen, Gardinen-
roſetten, Zug Gardinen-
Einrichtungen, Stufenlei-

eiſerne Bettſtellen mit
d ohne Matratzen, eiſerneWaſch tiſche, kompl. mit pr.

Geſchirr von 3.50 .4 an, alles h zu den nur erdenklich

billigſten Tagespreiſen.

eboten:

Se Anna Weiſe (Giebiferdecker Ludwig Nolte und d König (kl. Märker mann, 1

Nandesamſſiggr

(Zörbig und Henrietten Was e 28).
tein und kl

Der Kaufmann Hermann Be
prinzenſtraße 40 und Wuchererſtraße 49).

Stadt-Thoater in alſo a. S.
Montag den 2. Oktober 1893

Anfang 7 Uhr. Ende nach 10 Uhr.16. Vorſtelt. 14. Abonn. Vorſtellung.

Farbe: rot.
Kabale und Liebe.

Ein bürgerliches Trauerſpiel in 5 Akten
von Friedri von Schiller.

Perſonen:
r von Walther,ofe eines deutſchenFür ten Hans Schreiner.

ſein Sohn,
Ewald Bach.

e von Kalb Ad. Schumacher.
ady Milford. Favoritin
des Fürſten Rinald-Pauli.Wurm, Hausſekretär des

Mit enten Julius Haller.iller, Stadtmuſikant,
oder, wie man ſie an
einigen Orten nennt,
Kunſtpfeifer Edmund Doß.

De gen raunu Anng Liſſo.
Luiſe, deſſen Tochter M. Schmidt a. G.
Sophie, Kammerjungfer

der Lady Joh. Platt.Ein Kammerdiener des

rn Georg Rücker.Ein Diener des Präſi
denten C. Markgraf.Ein Diener der Lady M. Rohrmann.

Gerichtsperſonen.
Nach dem 2. Akt Pauſe.

Dienstag den 3. Oktober 1893.
Anſar 7 Uhr. Ende nach 9 Uhr.Vorſt. 15. Abonnements Vorſt.

Farbe: blauDer Talisman.
Dramatiſches Märchen in 4 Aufzügen
(mit teilweiſer g. eines alten

Fabel- t von Ludwig Fulda.
erſonen:

Aſtolf, König v. Cypern Ewald Bach.

Dir S niome mund HeineS e Max Reimann.
errante, Frdr. Küſthardt.
addalena, Diomeds

Tochter Rinald-Pauli.Niccola, r Haushofmſtr Ad. Schumacher.

Stefano Hauptmann
der Leib wache Hans W iner.

Der Hoftoch Peter WOmar Ferd. Rinald.
Habakuk, ein alter Korb

flechter Edmund Doß.Rita, deſſen Tochter Jenny Schneider.
Anſelm Max ohrmann.Benedich Richard Ebert.
Guido Cäſar Markgraf.Balduin r dereger.Gaſparo Adolf DalwigHefüngs Bürger.

Nach dem 2. Akt Pauſe.

Mittwoch den 4. Oktober 1893
18. Vorſt. 3. Vorſt. außer Abonnem.

Lohengrin.
Große romantiſche Oper in 3 Akten von

Richard Wagner.

Walhalla-Theater,
Direktion: Richard Hubert.

Durchweg neuer Spielplan!
Die French's Truppe (fünf Per-ſonen), Bravour Roll ihlan er und

Kunſt r iß BiankaBraſſeley, Parterre Akrobatin mit
Lawinenſturz. Die Gebrüder Corty,exzentriſche eckturner. Mr. Frido-
lin, Bravour Zpramiſ auf dem geſpannten Drahtſei Hr. Jean Craſſe
mit Miß Emmy, Inſtrumental und
Vogelſtimmen Jmitator. Fräulein
Hermine Orla, Lieder und Konzert-
ſängerin. Die Geſchwiſter Anna
und Sigmund Linné, Original-Ge-ſangs und Charakter Duettiſten. (Auf
allſeitigen Wunſch wieder engagiert).

Beginn 8 Uhr. Ende 11 Uhr.

Liter 30 Pf., bei 5 Liter 28 Pf.ei Georg eising, Kleinſchmieden

Zöpfe werden ſchnell und bill. angef.
Bräutigam, Harz 15.

mann und Magdalena

Diener. Dienerinnen. Soldaten und J

igerſtraße 15). Dem agenſchreiber errie ein S., Ernſtilhelm Georg (Leſſingſtraße 6). Dem Drehermeiſter gert
Hermann Robert (Raffinerieſtraße 4). DemKaufmann Jckob Abramowitz eine T., Anna (El. Ulrichſtraße 27).

Dem Handarbeiter Karl Friſche eine T., Anna Marie (Albrecht
n i traße 24). Dem Polizei- Sergeanten Paul Reimann eine

ohanna Lydia Grünſtraße 31). Ein unehel. S.
Geſtorben: Des Handarbeiter Friedrich Kränert T. Frieda,Der Korbmacher Auguſt i und Bertha 1 M. n lrain 8). Des Gelbgießer Bruno Krenkel S. dotgeb.

w 4 e
richſtraße 5) (gr. Ulri ß Des Handarbeiter Heinrich Zaretzke S. Her

ini

Für die Redaktion verantwortlich: Karl Krüger in Halle.
e

Von heute ab b befindet meine Wohnung
Geiſtſtraße 5 im „Weißen Roß“.

b. Tanneberg

(Dachritz a 4.) Des Maurer Wilhelm Weiße S. Kurt, 2 T.
a

Schneidermeiſter.
Meine Maſſage- und Dampfbadeanſtalt

indet ſich von jetzt ab um Brüderstrasse Nr. i.
F. Schmicdhkt, Maſſeur, früher Leipzigerſtr. 32.

Prima Filzwaren, Hoizschuhe und Kräftiges Arbeitsstiofel ete,
empfiehlt zu billigſten Preiſen die Schuhwaren Handlung von

K. S Burgſtraße 424.
Leipzigerſtr. 33. Leipzigerſtr. 33.

Magazin eleganter
Herren u. Knabengarderoben

Günſtigſte Gelegenheit zum Einkauf von

F erren- und Knaben-Garäeroben,
weil dort die größte Auswahl und die

billigſten Preiſe ſind.

Arbeiter-Garderoben rig

Adacobsohn
Leipzigerſtr. 33. Leipzigerſtr. 33.

nnd et
Karl old

ßeſrömſe ſöupſer ſy e

Katharina I. v. Rußland, r
Gekrönte Hänpter. tet

a ä

Soeben iſt er
ſchienen und durch
uns zu beziehen:

r r

Concordia- Theater.
Montag den 2. Oktober 1893.

Der Raub e 0000 r o 90 er 0der Sabinerinnen. Taſelapſel im ganzen nd

ei eSchwank in t 4 Akten von Paul und Mitt ttelſtra f.elſtr
Schönt

Die tag den z ober so e ſt i

ockere Zei Wäſche Artikel empfiehlt billigſtger Geſang Feiſige Berg. Paul Rühling gr. Ulrichſtr.

Todes Anzei Zur Anfertigung ſämtlicher Zyegtet
Am Sonnabend abend Fül Uhr iſt unſer z

kleiner Walther 5 kurzem aber Biſt ſo Dekorationsarbeiten
ſchwerem Krankenlager ſanft entſchlafen.Dies zeigt tiefbetrübt an K. un Dekorateur

Wilhelm Endd Frau-e Mein Atelier und Kontor befindet ſich
Sämtliche Steinweg 45, 2 Tr. F. Pape, Schneiderm.

Umſtändeh. ſofort fröol. on billiKindernährmittel, e eMedizinalweine Wohn. f. 36 Thlr. ſof. z. bez. in I5.
(Ungar und Rotweine) F. St. K.,K., 36 Thlr. 1. Jan. Pfännerh.58.

empf. in nur beſter Qualität billigſt Ein Portemonnaie r
lzuholen Friedrichplatz 4.Paul Rühling, Dem n R. Gautzer zu

Drogerie, gr. Ulrichſtr. 40. ſeinem 43 v ein dreifaches
r Die r er sage allen meinen verehrten MitF ußbodenölfarbe arbeitern Verwandten und Bekannten,

à Pfund 40 welche an dem Begräbnis teilnahmen
Georg Zeising, Klein und den Sarg mit Kränzen ſchmückten,

Ein neuer dauendafter Bockwagen bill.
zu verkaufen Merſeburgerſtraße 30.

Sime Vaſgeeee, inggſten an Oktober 189.
illige Wa efäſze verkau Halle, den toberAckge echtſtrafßze

Gustav Wegemann-Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß, Halle. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (e. v m. H.), Halle.

rer er e c
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